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Studien zum öſterreichiſchen Vereins- und Berfamm- | 


lungsrechte. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
XIV. i) 
Die amtliche Vereinsſtatiſtik. 
Von dem Augenblicke an, in welchem die Geſetzgebung der Ent⸗ 


verkehrt, die Bedeutung derſelben als Ventile der dunkel gährenden 
Volkswünſche, als Kundgebungen oft noch ungeklärter Stimmungen zu 
ignoriren, weil man von der Ueberſchätzung dieſer agitatoriſchen 
Schöpfungen als Regulatoren des öffentlichen Lebens glücklich zurück⸗ 
gekommen iſt. 

Und wo es ſich nicht mehr um die Wahrnehmung, ob ein öffent⸗ 
liches Bedürfniß überhaupt vorhanden ſei, ſondern um die Frage han⸗ 
delt, ob und wie demſelben Genüge geleiſtet werde, iſt das Studium 
des Vereinslebens nöthig, um das Maß der aufgewendeten Mittel nach 
allen Seiten in's Klare zu ſtellen. Auf jedem Gebiete ſtaatlicher Ver⸗ 
waltung, auf welchem die Vereinsthätigkeit concurrirend eingreift, wird 
die Bedeutung der ſtaatlichen Action erſt dann in ihrer wahren Be⸗ 
deutung erfaßt und gewürdigt werden können, wenn die ergänzende 
vereinsmäßige Thätigkeit in ihrem Umfange feſtgeſtellt iſt. Ob die 
Agenden des Staates eine Ausdehnung erheiſchen oder eine Einſchrän⸗ 

kung geſtatten, ob die Organiſation der Thätigkeit für öffentliche Zwecke 
beſſer im Wege individualiſirter, aber dafür vereinzelter Vereinsarbeit 
oder concentrirten, aber dafür generaliſirenden ſtaatlichen Eingreiſens er⸗ 
folgt, dies alles läßt ſich nur nach genauer Kenntniß von Art und 
Maß des Aſſociationsweſens unter gegebenen Verhältniſſen beantworten. 


| Jedes Gebiet öffentlichen Wirkens, das weite Feld wirthſchaftlicher 
ſowohl wie geiſtiger Intereſſen bietet der einſchlägigen Beiſpiele in 
Fülle dar. 

Die Armenpflege iſt in Oeſterreich ein Terrain, deſſen ſich die 
Geſetzgebung längſt bemächtigt hat, alle Glieder der öffentlichen Ver⸗ 
waltung greifen zu dieſem Zwecke zuſammen, ob in der entſprechenden 
Weife, bleibe hier dahingeſtellt. Das Maß der Leiſtung für die He⸗ 
bung der ärmeren Claſſen erſcheint aber erſt dann im rechten Lichte, 
wenn die Thätigkeit privater Kräfte klargelegt iſt, die zu demſelben 


faltung des Vereinslebens die Bahnen öffnet, entſteht für die Regierung Zwecke mitarbeiten, das Studium der Armenpflege kann ſomit kein 
das Bedürfniß, die Bewegung desſelben Schritt für Schritt zu verfolgen. erſchöpfendes ſein, wenn in ſeinen Bereich nicht wenigſtens auch alle 
Nicht um eine polizeiliche Beaufſichtigung handelt es ſich hiebei allein, die verſchiedenartigen Vereine einbezogen werden, welche als Schöpfungen 
ja nicht einmal in erſter Linie; ganz abgeſehen von dieſem Geſichts⸗ der Selbſthilſe (Conſum⸗ und Vorſchußvereine, Krankenunterſtützungs⸗, 
punkte iſt das lebhafte Bedürfniß vorhanden, die Thätigkeit zu kennen, Leichenbeſtattungs⸗, Sparvereine u. dgl.) oder als Ausfluß der Mild⸗ 


welche vereinsmäßig entwickelt wird. 
Die Strömungen im Volksgeiſte, die wechſelnden Stimmungen 


des Tages ſowohl als die nachhaltigen Strebungen beſtimmter Epochen, 


gewinnen Geſtalt in den verſchiedenartigen Gebilden des Vereinslebens 
und derjenige, der das Leben der letzteren kennt, durchſchaut die Tendenzen 
der geſellſchaftlichen Gruppen und Claſſen nach ihrem Weſen und nach 
dem Grade ihrer Intenſität. Die Verwaltung in Amt und Selfgovern⸗ 
ment gewinnt nicht ſelten die Impulſe zum Handeln aus den Anre⸗ 
gungen des freien Aſſociationsgeiſtes und andererſeits kann ſie in letzteren. 
häufig rechtzeitig den Geiſt der Verneinung erkennen, welcher die 
öffentliche Gewalt zum Widerſtande und zur Bekämpfung herausfordert. 
Die politiſchen Vereine vor allem gehören hieher und es wäre völlig 


) Vgl. Nr. 18 des laufenden Jahrganges dieſer Zeitſchriſt. 


thätigkeit der oberen Claſſen (Wohlthätigkeitsvereine im ſpecifiſchen 
Sinne) den Kampf gegen die Armuth führen. 

In ſeiner Sorge für die ökonomiſchen Intereſſen greift der Staat 
oſt in unmittelbar fördernder Weiſe in dieſelben ein, er begegnet aber 
hiebei Vereinen, die ſich dies Ziel ſchon vor ihm geſetzt haben, oder 
er ruſt ſolche Bildungen, ſo weit er es vermag, ſelbſt in's Leben, um 
ſeine Intentionen durchzuſetzen. Die Geſchichte der Landwirthſchaſts⸗ und 
Gewerbevereine Oeſterreichs, welche weit in die vormärzliche Zeit zurück⸗ 
reicht, iſt hiefür Beweis genug. 

Und um ein Beiſpiel aus jüngſter Zeit anzuführen, greifen wir 
das Gebiet der Schule heraus. Energiſch hat der Staat dies Gebiet 
für ſich in Anſpruch genommen, allein er kann es nicht ausſchließlich 
beherrſchen. In den verſchiedenſten Formen ſchießen die Vereinigungen 
individueller Kräfte aus dem Boden, welche den Staat in dieſem Kampfe 


118 


unterſtützen oder andererſeits die Herrſchaft ihm ſtreitig zu machen | mit einem Statutenexemplar belegten Ausweis, zu dem zweiten durch 


ſuchen; wir brauchen nur an die Lehrervereine, die Schul⸗, Schulkreuzer⸗ 
und Volksbildungsvereine ſowie an die Vereine kirchlicher Richtung zu 
erinnern. Ei 

Das Erſte nun, um das Vereinsleben in ſeiner Geſammtheit 
zu überblicken, iſt eine ſtatiſtiſche Erforſchung desſelben. Zu⸗ 
nächſt kommt es darauf an, die quantitativen Verhältniſſe in den 
Aeußerungen des Aſſociationsgeiſtes feſtzuſtellen, die perſönlichen und 
fachlichen Mittel, die auf dieſem Wege aufgebracht, die Thätigkeitsacte, 
die von Vereinen geſetzt werden, numeriſch zu fixiren, ehe⸗weiter ein⸗ 
gedrungen werden kann. In der großen wiſſenſchaftlichen Bearbeitung 
des Vereinsweſens, welche die deutſche Literatur aus Stein's Feder 
beſitzt 2), iſt daher mit Nachdruck die Nothwendigkeit ſtatiſtiſcher Durch⸗ 
förſchung der Erſcheinungen auf dem Vereinsgebiete betont worden 
und Stein's Forderungen haben vor einigen Jahren auch in den Spalten 
dieſer Zeitſchrift eine lebhafte Geltendmachung erfahren ). 

Unſere heutige Aufgabe ſoll es nun ſein, die Rechtsgrundlagen 
der öſterreichiſchen Vereinsſtatiſtik zu unterſuchen, nachzuweiſen, ob die 
geſetzlichen Vorausſetzungen ſtatiſtiſcher Erhebungen im erforderlichen 
Maße gegeben ſind und ob der Zwang, wo er geübt wird, auch in 
zweckentſprechender Richtung Anwendung findet. 

Vom Staate gepflogene ſtatiſtiſche Erhebungen über das Vereins⸗ 
weſen finden ſich in Oeſterreich in mehr oder minder ausgebildeter 
Form bereits in den Vierziger und Fünfziger Jahren, die jetzige Form 
derſelben iſt aber eine Schöpfung des vorigen Decenniums, das Reſultat 
einer von dem fünften internationalen ſtatiſtiſchen Congreſſe (Berlin, 1863) 
gegebenen Anregung. Die Vorſchläge der fünften Section des Eongreſſes 
hatten zwar nur die Genoſſenſchaften für ſociale Selbſthilfe berührt, die 
Durchführung dieſer Vorſchläge wurde aber in Oeſterreich zu einer um⸗ 
faſſenden Reform der geſammten Vereinsſtatiſtik benützt, welche nach jahre⸗ 
langen Verhandlungen mit dem Erlaß des Staatsminiſteriums vom 13. De⸗ 
cember 1866, 8. 9359, ihren Abſchluß fand. An den durch dieſen 
Erlaß feſtgeſtellten Normen wurde ſeitdem im Weſen nicht gerüttelt, es 
fand vielmehr noch eine Erweiterung ihres Geltungsgebietes ſtatt, indem ſie 
nach dem Inslebentreten des neuen Vereinsgeſetzes und ſpeciell nach der 
durch den Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 13. April 1868, 
Z. 1307, erfolgten Beſeitigung der Exemtion der religidfen Vereine 
der Katholiken auch auf die bisher unberückſichtigten religiöſen Vereine 
ausgedehnt wurden, und mehrere Nachtragsverordnungen ſind überdies 
der Durchführung des erſten Erlaſſes zu Hilfe gekommen. 

Das Ziel der Normen von 1866 iſt die Centraliſation der 
Vereinsſtatiſtik in der k. k. ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion. Die bis dahin 
von den Vereinen an die verſchiedenen Centralſtellen zu liefernden Aus⸗ 
weiſe hatten, ſo heißt es in den officiellen Motiven, den Vereinsver⸗ 
waltungen eine unverhältnißmäßige Arbeitslaſt aufgebürdet, ohne gleich⸗ 
wohl ihrem Zwecke ganz zu entſprechen, da die gelieferten Daten zu 
ſehr zerſplittert waren, um ein genaues Bild der im Vereinsleben ſich 
kundgebenden ſocialen Verhältniſſe zu bieten. Um nun dieſem Uebelſtande 
abzuhelfen, um eine möglichſt große Vollſtändigkeit und Gleichartigkeit 
zu erzielen und zugleich den Vereinen eine Erleichterung zu ge⸗ 
währen, wurde bei der Reform die Anlage von Formularien feſt⸗ 
geſtellt, welche die für das öffentliche Intereſſe wichtigen Daten aus 
dem Leben der einzelnen Vereinskategorien in möglichſt vereinfachter 
Form aufzunehmen beſtimmt ſind, und zugleich normirt, daß die im 
Rahmen dieſer Formularien von den Vereinen gelieferten Daten ſämmt⸗ 
lich an die ſtatiſtiſche Centralcommiſſion gelangen. N 

Die Aufgabe der letzteren iſt in Folge deſſen eine zweifache. 
Zunächſt ſoll ſie einen Kataſter ſämmtlicher Vereine) anlegen und in 
ſteter Evidenz halten, ſodann eine Ueberſicht über die Wirkſamkeit der 
regiſtrirten Vereine ſchaffen. 8 

Zu dem erſten Zwecke haben die Vereine das Material zu liefern 
durch einen bei der Vereinsgründung ein für alle Mal zu erſtattenden, 


) Vgl. Stein, die Verwaltungslehre, 2. Auflage, 1. Th., 3. Abth. (Die 
vollziehende Gewalt. 3. Theil. Das Syſtem des Vereinsweſens und des Vereins⸗ 
rechts), Stuttgart, Cotta, 1869. uk 

, Vgl. J. v. S., Ueber das Vereinsweſen und die Staatsaufſicht, I. — VI., 
in Nr. 1217 des Jahrganges 1871 dieſer Zeitſchrift. 1 dal 
lichen Genehmigung bedürfen, alſo nach dem Stande der Vereinsgeſetzgebung im 
hene Momente jener, welche einer Genehmigung bedürfen oder zur 
- tatutenvorlagk verpflichtet ſind ni, 
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die Vorlage ihrer gedrückten Rechenſchaftsberichte und durch jährlich 
vorzulegende Nachweiſungen über ihre Wirkſamkeit, mit anderen Worten, 


durch die einmalige Ausfüllung des Formulars der Kataſtereingaben 


J und XXIV und durch die von Jahr zu Jahr wiederholten Vorlagen 
nach Maßgabe der verſchiedenen Formularien der Thätigkeitsausweiſe 


(II XXIII und XXV) 9. | 


Das Formular der Kataſtereingaben ift für alle Vereinsgruppen 
mit einziger Ausnahme der Sparcaſſen gleich und umfaßt folgende zehn 
Rubriken: | | 
. Name und Sitz des Vereines, 

. Name und Charakter des Vorſtandes, 

. Name und Charakter des Vorſtand⸗Stellvertreters, 
Dauer der Geſchäftsperiode⸗ — 

Zweck des Vereines, 

. Zeit der Entſtehung, 

Datum und Geſchäftszahl der Conceſſionirung, 
Anzahl der Mitglieder (Actien), 

. Stammvermögen des Vereines, 

. Zahl der Filialen. ) 

Das Formular der Gebarungsausweiſe hingegen iſt der verſchie⸗ 
denartigen Natur der Vereine in verſchiedenen Variationen angepaßt. 
Es gibt zwar auch hier ein Normalformular, für ſehr bedeutende 
Vereinsgruppen, wenn nicht für die bedeutenſten von allen, ſind aber 
ſpecielle Formularien vorgeſchrieben. Es find dies erſtens die Humani⸗ 
tätsvereine, d. i. die Wohlthätigkeitsvereine im engeren Sinne, die Kran⸗ 
ken⸗, Leichen⸗ und Verſorgungsvereine, die Schutzvereine und die Vereine 
zur Erhaltung von Säuglings⸗, Kinderbewahr⸗, Krankenanſtalten und 
Arbeitsſchulen, zweitens die Bildungsvereine, drittens die Coloniſirungs⸗ 
vereine, viertens alle jene Vereine, bei denen eine größere Geldgebarung 
vorausgeſetzt wird, nämlich die Vorſchußvereine, Pfandleihanſtalten, Spar⸗ 
caſſen und Verſicherungsgefellſchaſten, im Ganzen nach der Enumeration 
des Miniſterialerlaſſes 12 Gruppen, welche wieder mehrfach untergetheilt 
ſind, ſo daß es neben dem Normalformular noch 22 andere Formu⸗ 
larien der Thätigkeitsausweiſe gibt. 

Das Normalformular iſt ſehr einſach, es enthält nur acht Ru⸗ 
briken, nämlich die sub 1, 2, 3, 4 und 8 auch bei den Kataſterein⸗ 
gaben vorkommenden, ſodann eine über den Stand des Vermögens, eine 
über die Jahreseinnahmen, eine über die Jahresausgaben, es wird alſo 
bei den nicht weiter qualificirten Vereinen lediglich um die Angabe der 
perſönlichen und ſachlichen Mittel der Thätigkeit gefragt und angenommen, 
daß, wenn dieſe und der Zweck des Vereines bekannt ſeien, das Maß 
der Thätigkeit eo ipso erkennbar ſei. 

Bei den qualificirten Vereinsgruppen ſteigert ſich die Zahl der 
Rubriken auf 9— 12, ja bei den verſchiedenen Arten der Verficherungs⸗ 
geſellſchaften und bei den Sparcaſſen ſogar auf c. 20 — 50; es find fomit 
überall dort die eingehenden, ſpecialiſirten Nachweiſungen verlangt, wo 
eine größere Vermögensgebarung erwartet wird 7. 

In eine Beurtheilung jedes einzelnen dieſer Formulare einzugehen 
iſt hier wohl nicht möglich; es dürfte genügen, wenn wir uns in 
dieſer Beziehung auf das Normalformular beſchränken und der Beur⸗ 
theilung der inneren Einrichtung desſelben einige Bemerkungen über die 
Gliederung der Vereinsgruppen in dem Formularienſyſtem vorausſchicken. 

Daß das Vereinsgefetz von 1852 die Baſis und Vorausſetzung 
aller Formulararten iſt, ſpringt zunächſt in die Augen. So iſt z. B. 
der Umſtand, daß die in Oeſterreich gewiß höchſt ſpärlich vertretene 
Vereinsgruppe der Coloniſirungsvereine ein eigenes Formular beſitzt, 
nur daraus erklärlich, daß dieſe Vereine in dem Geſetze von 1852 
hervorgehoben, nämlich ausdrücklich als Object beſonderer Bewilligung 
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) Es iſt wiederholt eingeſchärft worden, daß die Formulare der zweiten 
Art nicht gleich jenen der erſten zur Ausfüllung beſtimmt find, ſondern lediglich 
als Muſter dienen und daher von den Vereinen aufbewahrt werden ſollen. 
Das Formulare für Sparcaſſen zerfällt in 13 Rubriken, jenes über das 
Stammvermögen iſt nämlich in vier (über die Art der Gründungsdotation und 
die Höhe des Reſervefondes) getheilt. Außerdem wird'ſtatt der Angäbe des Zweckes 
die Bezeichnung des jüriſtiſchen Charakters (Gründung durch eine Gemeinde, Stif⸗ 
tung oder einen Verein), ſtatt der Zahl der, Vereinsmitglieder jene der Mitglieder 


dali ‚des. Verwaltungsorganes verlangt. 
) Nach dem Erlaſſe von 1866 ausdrücklich nur jener, welche einer ſtaat⸗ 


). Wir brauchen hiebei wohl nicht exit beſonders hervorzuheben, düß jene 
Vereine, welche nach ihrem Geſchäftsumſange oder Wirkungskreiſe in mehrere der 
vorbezeichneten Kategorien fallen, zur Erſtattung ſeparater Ausweiſe für jede 
Kategorie berufen ſind. 
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der Staatsverwaltung bezeichnet werden. Und andererſeits wäre es nicht jenigen, welche aus (oder auf) den Statuten erſichtlich find. Und was 


möglich geweſen, die politiſchen Vereine als eine ſpecielle Kategorie zu 
ignoriren, wenn man das Vereinsgeſetz von 1867 mit ſeiner ſcharſen 


die Entſtehung der Vereine ſelbſt betrifft, ſo pflegt die eine Hälfte der⸗ 
ſelben ihre Entſtehung um Wochen oder Monate vor, die andere aber 


Sonderſtellung dieſer Vereinsart gekannt hätte. Widerſprüche im Ein⸗ regelmäßig um dieſelbe Spanne Zeit nach der ſtaatlichen Anerkennung an⸗ 
zelnen ſind ſomit ſchon aus dieſem Grunde begreiflich und es iſt z. B. zuſetzen; es iſt ſomit evident, daß die Frage regelmäßig mißverſtanden 


ſehr natürlich, daß manche der politiſchen Vereine, welche jetzt mit dem 
Normalformulare betheilt werden, die Frage nach der Zahl der Filialen 
mit dem ironiſchen Hinweis auf das Verbot der Affiliation in dem 
Vereinsgeſetze beantworten. 

Aus dieſen oder aus anderen Gründen iſt die Gliederung des 
Formularienſyſtems auch von der Centralcommiſſion ſelbſt indirect auf⸗ 
gegeben worden. 

In dem ſtatiſtiſchen Jahrbuche wurde nämlich zunächſt für die 
Jahre 1867 bis 1869 ein ſyſtematiſches Schema verſucht, dieſes hat 
aber ſeit 1871 einem reicher gegliederten, alphabetiſch geordneten 
Vereinstableau Platz gemacht. Das erſte beſtand aus 20, das jetzige 
umfaßt 29 Rubriken, der Berichtsformularien haben wir aber 23, es 
iſt ſomit ohne nähere Nachweiſung klar, daß in dem erſteren mehrere 
der Erhebungskategorien nach ihrer Individualität unberückſichtigt blieben, 
und daß in dem zweiten eine weitergehende Gliederung Platz gegriffen 
hat; es iſt daher in dem einen wie in dem anderen Falle ausgeſprochen, 
daß die Erhebungsſormularien die charakteriſtiſchen Individualitäten 
des Vereinslebens nicht erkannt haben. Allein das Urtheil, welches aus 
dem jetzigen Modus der Beröffentlichung heraustönt, iſt noch einſchnei⸗ 
dender, denn die größere Zahl der Gruppen rührt nicht etwa nur 
daher, daß man jene Vereine, für welche das Normalformular gilt, 
näher ſpecialiſirt hat, ſondern neben oder trotz dieſem Vorgange fin⸗ 
det ſich die Ignorirung von Gruppen, für deren Ausſcheidung ſchon 
das Erhebungsformular vorgeſorgt hat. So ſehlt z. B. in dem Jahr⸗ 
buche eine eigene Rubrik für Pfandleihanſtalten, Schutz⸗ und Coloniſirungs⸗ 
Vereine, und ſind alle Arten der wechſelſeitigen Verſicherungsvereine zu 
einer Gruppe zuſammengezogen, während die auf ſeſte Prämien gegrün⸗ 
deten offenbar in anderen Gruppen (Actiengeſellſchaften) auſgegangen ſind. 

Allein auch ganz abgeſehen von dieſem Geſichtspunkte, der nur 
die Gliederung der Formulariengruppen in's Auge faßt, ſtellt ſich die 
innere Einrichtung der Vereinseingaben als eine mehrfach unzweck⸗ 
mäßige dar. 

Betrachten wir zunächſt die auf Grund des Formulars I zu 
erſtattenden Eingaben für den Vereinskataſter. 

In erſter Linie ruft bei dieſen die Zeit ihrer Einlieferung Be⸗ 
denken wach. Wohl ſollen allen Vereinen die bezüglichen Formularien 
zugleich mit der Conceſſionirung, beziehungsweiſe der Beſcheinigung der 
Statuten oder dem Inslebentreten des Vereines hinausgegeben werden; 
da aber die Ablieferung des ausgefüllten Formulars, wie wir ſehen 
werden, erſt im nächſten Jänner nothwendig und ſomit erſt zu dieſer 
Zeit urgirt wird, kommen die auf die Gründung Bezug habenden 
Daten vielſach erſt nach Monats⸗ oder auch Jahresfriſt zur Mit⸗ 
theilung, alſo zu einer Zeit, in der fie dem Gedächtniſſe der 
Betheiligten oſt ſchon längſt entſchwunden ſind, ſo daß dieſe ſich mit 
der Angabe fingirter Daten oder im beſten Falle jener einer ſpäteren 
als der Gründungszeit, meiſt jener der Berichterſtattung behelſen. 

Nicht minder bedenklich iſt die Frageſtellung. Ueberflüſſig iſt die 
Frage nach dem Zwecke des Vereines, da ja die Vorlage der Statuten 
ohnehin erfolgt, überflüſſig die Frage nach der in Ausſicht genommenen 
Geſchäftsperiode, da die Antwort ſich ebenſalls in den Statuten oder 
in den ſpäteren Jahresausweiſen findet, überflüſſig die Erkundigung 
nach den Filialen, da dieſe, wenn ſie nicht ſtatutenmäßig in Ausſicht 
genommen ſind, erſt lange nach der Gründung zum Leben zu gelangen 


pflegen. Das Gleiche gilt von der Feſtſtellung der Zahl der Mitglieder 


bei der Gründung, des Stammvermögens, des erſten Obmannes und 


Obmann⸗Stellvertreters, denn alle dieſe Daten werden in dem erſten 


Jahresausweiſe zur Darſtellung kommen können und, wenn nicht, ſo 
wird an ihnen nicht viel verloren ſein. 

Was endlich die Frage nach dem Datum der Conceſſionirung 
und Entſtehung des Vereines betrifft, ſo iſt dies von den Vereinen 


ſelbſt erfahren zu wollen ein an die ganz unrichtige Adreſſe gerichtetes 


Verlangen. Ein jeder, welcher eine Reihe von Kataſtereingaben durch⸗ 
zuſehen in der Lage war, wird ſich des ergötzlichen Eindruckes erinnern, 
den die Daten über die Gründungsmomente auf ihn gemacht haben. 
Es iſt gar nichts Ungewöhnliches, daß die Vereine ganz andere Daten 
über die Conceſſionirung oder Statutenbeſcheinigung mittheilen als die⸗ 


wird, daß die Einen als Entſtehung die vorbereitenden Schritte zur 
Vorlage der Statuten, die Anderen die definitive Conſtituirung betrachten. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Frage, ob die politiſche Behörde über Armenverpflegskoſten⸗ 
Erſatzanſprüche zu entſcheiden hat, welche von Privatperſonen 
wider Gemeinden erhoben werden. Zur Auslegung des § 39 des 
Heimatsgeſetzes. 

Franz Z. in T. beanſpruchte von der Gemeinde D. den Erſatz 
der Koſten für die Verpflegung des dahin zuſtändigen Michael S., 
welcher der uneheliche Vater der Gattin desſelben war, in der Zeit 
vom 20. Juni 1877 bis zum Todestage, den 25. Juli 1877, im 
Betrage von 40 kr. per Tag, zuſammen 13 fl. 60 kr., und die 
Begräbnißkoſten von 33 fl. 58 kr., zuſammen daher 47 fl. 18 kr. ö. W. 

Da die Gemeinde D. für S. an Verpflegskoſten nur 1 fl. 50 kr., 
von den Begräbnißkoſten bloß 10 fl. 50 kr. erſetzen wollte, Z. ſich 
hiemit nicht zufrieden ſtellte, ſo verpflichtete die Bezirkshauptmannſchaft 
über deſſen Anſuchen die Gemeinde D. am 9. November 1877 zum 
Erſatze der beanſpruchten Verpflegskoſten mit 13 fl. 60 kr. und der 
Begräbnißkoſten im ermäßigten Betrage von 14 fl. 50 kr., zuſammen 
daher von 28 fl. 10 kr. ö. W. und zwar unter Berufung auf den 
8 24 des Heimatgeſetzes vom 3. December 1863 und § 12 des 
Armengeſetzes für Böhmen vom 3. December 1868 L. G. Bl. Nr. 59. 

Ueber Beſchwerde der Gemeinde D. hat die Statthalterei dieſe 
Entſcheidung am 22. December 1877 wegen Incompetenz behoben, 
„weil die politiſchen Behörden im Grunde des § 39 des Geſetzes vom 
3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105 bloß berufen ſind, über jene 
Erſatzanſprüche wegen des Aufwandes an Verpflegs⸗ und auch Beerdi⸗ 
gungskoſten zu entſcheiden, welche von Gemeinden erhoben werden, 
was nicht der Fall iſt; denn aus dem mit Franz Z. bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft am 24. Juli 1877 aufgenommenen Protokolle, ſowie 


aus der von demſelben bei der genannten Bezirkshauptmannſchaft, 


ddo. 27. September 1877 überreichten Eingabe geht hervor, daß ſich 
Michael S. bei Franz Z. in Privatpflege beſand und letzterer auch 
ohne jede Ingerenz der Gemeinde T. alles diesfalls Nothwendige allein 
und ſelbſtſtändig beſorgt hat. Es erſcheinen daher über dieſe von Franz 
3. erhobenen Erſatzanſprüche zu entſcheiden die politiſchen Behörden 
nicht berufen und wird auch deren Competenz nicht durch den Umſtand 
begründet, daß die Gemeinde T. eventuell verpflichtet geweſen wäre, 
dem Michael S. die nothwendig gewordene Pflege angedeihen zu 
laſſen, und beziehungsweiſe auch deſſen Beerdigung zu verfügen“. 

Im Miniſterialrecurſe bat Z. um die Behebung der Statthalterei⸗ 
Entſcheidung und Reactivirung der bezirkshauptmannſchaftlichen, nachdem 
nach § 39 des Heimatgeſetzes über die Competenz nicht der Umſtand 
entſcheidet, ob Gemeinden oder ob Privatperſonen den Erſatzanſpruch 
erheben, ſondern die Frage, ob die Verpflichtung zur Verpflegung im 
Civilrechte oder in anderen Geſetzen gegründet iſt und alle Angelegen⸗ 
heiten, welche das Heimatrecht betreffen, in der Regel nach § 36 des 
Heimatgeſetzes vor das Forum der politiſchen Behörden gehbren und zu 
dieſen die Armenverſorgung zählt, welche ein Ausfluß des Heimatrechtes 
iſt und die 88 37, 38 und 39 nur die Ausnahmen beſtimmen, in 
welchen die Competenz der Gerichte eintritt. 3 

Das k. k. Miniſterium des Innern, ddo. 15. Juni 1878, 
3. 4576 entſchied in nachfolgender Weiſe: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe des Franz Z. 
gegen den Statthalterei⸗Erlaß, mit welchem über Beſchwerde der Gemeinde 
D. die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft vom 9. November 1877, 
betreffend die dieſer Gemeinde auferlegte Verpflichtung zum Erſatze der 
für die Verpflegung und Beerdigung des dahin zuſtändigen Michael S. 


erwachſenen Koſten im Betrage von 28 fl. 10 kr. ö. W. an Franz Z. 


in T., in deſſen Privatpflege ſich S. befand, wegen Inecompelenz 


behoben worden iſt, keine Folge zu geben, da es ſich im vorliegenden 
Falle um Erſatzanſprüche handelt, über welche die politiſche Behörde 
nicht zu entſcheiden hat.“ H. 


Tragung der Schubkoſten bei vorſchriftswidriger Verſchiebung. 


In der Gemeinde K. wurde am 21. Auguſt 1877 die Familie 
E. wegen Subſiſtenzloſigkeit durch die k. k. Gendarmerie aufgegriffen 
und der Gemeindevorſtehung dortſelbſt übergeben. Die Gemeindevor⸗ 
ſtehung K., obgleich nicht Schuberkenntnißbehörde, hat ohne Einholung 
des vorgeſchriebenen Schuberkenntniſſes mit Schubpaß ddo 21. Auguſt 
1877 die Abſchiebung der Familie E. von Gemeinde zu Gemeinde in 
ihre Heimatsgemeinde O. vorgenommen. Der Gemeindevorſtehung T., 
welche die Familie E. übernommen und an die nächſte Gemeinde weiter⸗ 
verſchoben hat, ſind hierdurch 4 fl. 40 kr. an Koſten auferlaufen, deren 
Rückerſatz ſie von der abſchiebenden Gemeindevorſtehung K. beanſpruchte. 
Nachdem letztere die Zahlung der Koſten ablehnte, ſo hat ſich die Ge⸗ 
meindevorſtehung T. an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in V. um 
Einbringung der gedachten Koſten gewendet, welche jedoch unterm 
4. Jänner 1878, Z. 841, entſchied, daß die Verſchiebung der Familie 
E. von Seite der Gemeinde K. durch die unterlaſſene Einholung des 
Schuberkenntniſſes eine geſetzwidrige war, daher es die Pflicht der Ge⸗ 
meinde T. geweſen wäre, den Schub anzuhalten und nach $ 8 des 
Geſetzes vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 88, das Amt zu 
handeln. Die Weiterverſchiebung der Familie E. ohne Einholung des 
Schuberkenntniſſes begründe für die Gemeindevorſtehung T. ebenfalls 
eine Pflichtverletzung, in Folge welcher fie nach $ 18 ibidem die 
Koſten ſelbſt zu tragen habe. In dem von der Gemeindevorſtehung T. 
an die k. k. Landesregierung in K. ergriffenen Recurſe führte dieſelbe 
an, daß ſie ſich zur Unterſuchung des Vorganges einer Abſchiebung 
niemals berechtigt fühle, zur Anhaltung des Schubes im vorliegenden 
Falle aber umſoweniger eine Urſache hatte, weil die Gemeinde K. eine 
Schubſtationsgemeinde iſt, und keineswegs gefolgert werden konnte, daß 
die Verſchiebung eine incorrecte war. Ein Grund zur Amtshandlung nach 
8 8 des eitirten Geſetzes ſei für die Gemeinde T. aber gar nicht vor⸗ 
handen geweſen, weil ſich die Familie E. dortſelbſt niemals aufgehalten 
hat und lediglich durch die Art der Verſchiebung ſeitens der Gemeinde 
K. dahin gelangte. — Die k. k. Landesregierung in K. fand mit Er⸗ 
laß vom 26. April 1878, Z. 2576, dem Recurſe Folge zu geben 
und unter gänzlicher Behebung der recurrirten Entſcheidung zu erkennen, 
daß die Gemeindevorſtehung K. ſchuldig ſei, den angeſprochenen Erſatz 
der Schubkoſten zu leiſten, weil dieſelbe die Familie E. ohne Ein⸗ 
holung des Schuberkenntniſſes abgeſchoben hat und die Gemeinde T. die 
Schubkoſten im guten Glauben an die Geſetzmäßigkeit der von der 
Gemeindevorſtehung K. angeordneten Verſchiebung und in Gewärtigung 
der ihr nach dem Geſetze vom 27. April 1871 gebührenden Rückver⸗ 
gütung beſtritten hat. Die Verurtheilung der Gemeinde K. zum 
Erſatze der Schubkoſten ſei durch den § 18 dieſes Geſetzes begründet. 
Hiebei mache es keinen Unterſchied, daß die Abtransportirung der Familie 
E. nicht im vorſchriftsmäßigen Schubwege, ſondern von einer Ortgemeinde 
zur andern erfolgte, da dieſe Art der Abſchiebung von der Schubſtations⸗ 
gemeinde K. ſelbſt eingeleitet wurde. (Kärnt. Gem. Blatt). 


Eine Aufforderung der Streitpartei zur Vorlage eines Nach⸗ 
weiſes, unter der Strenge der Verweigerung der richterlichen 
Hilfe zur Geltendmachung ihrer Klagerechte, iſt nicht zuläſſig. 

Hirſch G. belangte den Franz S. wegen Zahlung des Betrages 
von 170 fl. für die an ihn gelieferten ausländiſchen Cigarren. 

Nach durchgeführter Verhandlung hat das k. k. Bezirksgericht in 
Oswieeim mit Innehaltung der meritoriſchen Erledigung des Actenver⸗ 
zeichniſſes den Kläger Hirſch G. aufgefordert, die behördliche Beſugniß zum 
Handelsbetriebe mit ausländiſchen Eigarren oder den bezüglichen Erwerbs⸗ 
ſteuerſchein und beziehungsweiſe den Nachweis über die geſchehene Ver⸗ 
zollung der ausländiſchen Cigarren binnen 14 Tagen unter der Strenge der 
Verweigerung der richterlichen Hilfe zur Gelten dmachung ſeiner Klage⸗ 
rechte vorzulegen. 

Das k. k. Oberlandesgericht in Krakau hat den erſtrichterlichen 
Beſcheid aufgehoben und dem k. k. Bezirksgerichte aufgetragen, mit Ueber⸗ 
gehung der angeregten formellen Mängel das Actenverzeichniß meritoriſch zu 
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erledigen, denn obgleich ſich aus der Verhandlung herausſtellte, daß der 
Kauſſchilling ſür verkaufte ausländiſche Cigarren, deren ordnungsmäßige 
Verzollung nicht nachgewieſen wurde, den Gegenſtand dieſes Rechts⸗ 
ſtreites bildet, erſcheint dennoch nach bereits durchgeſührtem Verfahren und 
verfaßtem Actenverzeichniſſe die Aufforderung an den Kläger zur Nach⸗ 
weiſung des Verſchleißbefugniſſes und der geſchehenen Verzollung jener 
Cigarren nicht zeitgemäß, die angedrohte Verweigerung der richterlichen 
Entſcheidung aber geſetzlich nicht gegründet. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mit Entſcheidung vom 
13. Juni 1877, Z. 5455 die o. g. Entſcheidung in Erwägung, daß 
der erſtrichterliche Beſcheid, womit dem Kläger die Verweigerung der 
richterlichen Hilfe zur Geltendmachung ſeiner Klaganſprüche für den Fall 
der Nichtbeibringung des Nachweiſes über die geſchehene Verzollung der 
ausländiſchen Cigarren angedroht wurde, als geradezu geſetzwidrig, da 
dies eine nicht geſtattbare Juſtizverweigerung war, angeſehen werden 
muß. Ger.⸗H. 


Zu Art. 2 des re vom 21. December 186%, 
r. 144 R. G. Bl. 

Die Gerichtsbehörden ſind nicht befugt über die Frage zu ent⸗ 
ſcheiden, ob ein Recht oder eine Leiſtung durch das Geſetz vom 
7. September 1848 aufgehoben ſei. 

Die Gutsherrſchaſt W. belangte unterm 23. Juli 1871 acht In⸗ 
ſaſſen wegen Aufhebung des Erbpachtvertrages vom 27. Auguſt 1835, 
Bezahlung des rückſtändigen Zinſes und Uebergabe der in Erbpacht 
gehaltenen Grundſtücke. 

Nachdem die Geklagten ſich mit der Entſcheidung der k. k. Statt⸗ 
halterei⸗Commiſſion vom 8. Juni 1872 ausgewieſen haben, daß das 
der Klage zu Grunde gelegte Erbpachtverhältniß politiſcherſeits zu ihren 
Gunſten aufgehoben wurde, haben die unteren Inſtanzen das Klags⸗ 
begehren der Gutsherrſchaft abgewieſen. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 8. Jänner 
1878, Z. 15.230, auch die a. o. Reviſion der Grundherrſchaſt zurück⸗ 
gewieſen, zumal als die Anſchauung der Herrſchaft, daß der k. k. 
Statthalterei⸗Commiſſion in Grundentlaſtungsſachen bei dem Umſtande, 
als die Klage wegen Aufhebung des Erbpachtvertrages unterm 23. Juli 
1871 bereits ausgetragen war, nicht das Recht zugeſtanden ſei, mit dem 
Erkenntuiſſe vom 8. Juni 1872 hinſichtlich der Grundentlaſtung des 
Grundes der Geklagten vorzugehen, und daß in Gemäßheit des Art. 7 
des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, Nr. 144 des R. G. 
Bl., die Gerichte zur Abſprechung über die Giltigkeit dieſes Erkenntniſſes 
berufen wären, jeder haltbaren Grundlage entbehrt. Denn die Min. Vdg. 
vom 23. September 1851, Nr. 219 R. G. Bl., beſtimmt ausdrücklich, 
daß bloß die Grundentlaſtungsorgane berufen ſind, über die Frage, ob 
ein Recht oder eine Leiſtung durch das Geſetz vom 7. September 1848 
aufgehoben ſei, mit Ausſchließung des Rechtsweges zu entſcheiden; daher 
in dieſer Beziehung nur die Erkenntniſſe der Grundentlaſtungscommiſſion 
maßgebend ſind, da das erwähnte Geſetz durch ein ſpäteres nicht aufge⸗ 
hoben und auch durch den Art. 7 des Staatsgrundgeſetzes, welcher auf 
das Recht der Gerichtsbehörden, in die Prüfung der Giltigkeit der Ent⸗ 
ſcheidungen der Adminſſtrativbehörden einzugehen, keinen Bezug hat, 
einer Modificirung nicht unterzogen wurde. Ger. H. 

Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den nachbenannten Beamten des Miniſteriums des 
Innern folgende Auszeichnungen verliehen: dem Miniſterialrathe Ignaz Ritter v. 
Schurda den Freiherrnſtand; dem Miniſterialrathe Franz Schrötter das Ritter⸗ 
kreuz des Leopold⸗Ordens; dem mit Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 
bekleideten Sectionsrathe Ernſt Mayerhofer, ſowie dem mit Titel und Charak⸗ 
ter eines Sectionsrathes bekleideten Miniſterialſecretär Eduard Stummer den 
Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe, ſämmtlichen mit Nachſicht der Taxen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes be⸗ 
kleideten Oberfinanzrathe Anton Ritter v. Barchetti änläßlich deſſen Penſio⸗ 
nirung die a. h. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 


Erledigungen. 


Mehrere Rechnungsprakticantenſtellen bei der n. ö. Finanz⸗Landesdirection 
in Wien, vorläufig ohne Adjutum, bis Mitte Auguſt. (Amtsbl. Nr. 162.) 

Sanitäts⸗Aſſiſtentenſtelle für Ober⸗Oeſterreich mit 500 fl. Adjutum, bis 
15. Auguſt (Amtsbl. Nr. 163.) 

Bezirksthierarztſtellen für Ober⸗Oeſterreich mit der eilften Rangsclaſſe, bis 
15. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 163.) 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


